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Berufsperspektiven
Dies führt zu der Frage, welche Berufsperspektiven eröff-
net die Beschäftigung mit Osteuropa? Wenn es gelingt,
sehr gute Berufsqualifikationen in einem Fach mit Sprach-
kenntnissen, Auslands- und Praktikumserfahrung während
des Studiums zu verknüpfen, sind diese sehr gut. Genau
wie in vielen anderen Bereichen gilt es, eine breite Allge-
meinbildung im Grundstudium und keine zu alltägliche
Spezialisierung im Hauptstudium zu erwerben, die gegen-
über der normalen Ausbildung absticht. Vor allzu engen
orchideenhaften Spezialisierungen sei gewarnt, diese kann
man sich auch noch später mit einer Dissertation erwerben.

Ein klares Berufsbild gibt es kaum. Dies hat jedoch auch
viele Vorteile. Osteuropaexperten finden sich entgegen
schlimmen Vorurteilen keineswegs vorrangig als Taxifah-
rer, sondern vielfach als Pressesprecher, Mitarbeiter von
Bundestagsabgeordneten und in Stiftungen, als selbstän-
dige Unternehmensberater u.v.m. wieder. Phantasie und

Flexibilität sind gefragt. Die Berufsperspektiven sind je-
doch dank der zusätzlichen Fähigkeiten, z.B. in Form von
Sprachkenntnissen, besser als die von Sozialwissen-
schaftlern ohne spezifische Zusatzqualifikationen.

Heike Dörrenbächer ist Geschäftsführerin der Deutschen
Gesellschaft für Osteuropakunde e.V.

1 Auf diese Zahl kommt man nur, wenn man Lehrstühle für
Internationale Beziehungen mitzählt, es handelt sich nicht
etwa um Professuren für Osteuropastudien! (Berlin – Segbers,
Essen – Haberl, Frankfurt/Main –Tatur, Frankfurt/Oder –
Minkenberg, Hamburg – Pradetto, Halle – Rode, Heidelberg –
Merkel, Jena – Hubel, Leipzig – Huber, Mannheim – Jahn,
München – Mommsen, Tübingen – Meyer, Trier –Thaa).

2 Lindner, R./Creuzberger, S. Selektion der Vergangenheit.
Archive und Archivpolitik im postsowjetischen Russland
(Arbeitstitel/Buch in Vorbereitung. Voraussichtliches Erschei-
nungsjahr 2002).

Systemwechsel – als Forschungsthema noch aktuell?

Der Wechsel autoritärer und „totalitärer“ politischer Sys-
teme zu pluralistischen Demokratien war im ausgehenden
zwanzigsten Jahrhundert zu einem der beherrschenden
Probleme auf der politischen Agenda zahlreicher Länder in
Osteuropa, Lateinamerika, Asien und Afrika avanciert. Seit
dem Beginn der dritten Demokratisierungswelle in Süd-
europa (1974ff.) bis zum Jahre 2001 hat sich die Zahl der
Demokratien vervierfacht. Kurz nach dem Ende des Ersten
Weltkrieges, am Beginn des „kurzen“ 20. Jahrhunderts
(Hobsbawm) erfüllten mit der Einführung allgemeiner und
freier Wahlen knapp 30 Länder das institutionelle Mini-
mum der Demokratie. Anfang der 70er Jahre waren es schon
knapp 40 Staaten. Die Zahl der Demokratien stieg dann
gleichsam explosionsartig bis zum Jahre 2001 auf 120 oder
62% aller unabhängigen Staaten der Erde. Die meisten de-
mokratischen Zugewinne waren im Zeitraum zwischen 1990
und 1996 zu verzeichnen. Allein während dieser Periode
stieg die Zahl der Demo kratien um mehr als die Hälfte,
wobei die meisten Transformationen im ehemals sowje-
tisch beherrschten Raum sowie in den Entwicklungslän-
dern in Asien und Afrika stattfanden.

Bereits dieser kursorische Blick auf die Bilanz eines Jahr-
hunderts der Systemwechsel zeigt, dass dieses For-
schungsthema nichts von seiner Aktualität eingebüßt hat.
Vielmehr hat der Forschungsgegenstand in der gerade
abgelaufenen Dekade noch an Bedeutung gewonnen. Dies
gilt freilich nur, wenn unter Systemwechsel ein Prozess
verstanden wird, der sowohl die Auflösung alter und den
anschließenden Aufbau neuer Herrschaftsstrukturen um-
fasst als auch die Institutionalisierung substantiell neuer

Von Aurel Croissant, Heidelberg

Kriterien zur Regelung des Zugangs und des Verlustes
von politischen Herrschaftspositionen. Gerade die Insti-
tutionalisierung demokratischer Verfahren, d.h. der Pro-
zess, mittels dessen ein spezifisches Set politischer Ver-
fahren und Regeln die Fähigkeit ausbildet, autoritativ und
effektiv das politische Verhalten von Akteuren zu leiten,
diesen Erwartungssicherheit zu bieten und somit Geltungs-
kraft zu entwickeln, ist nicht mit der Einführung einer Ver-
fassung oder der Durchführung von demokratischen Wah-
len bereits abgeschlossen.

Zahlreiche empirische Beiträge der Systemwechselfor-
schung haben in den letzten Jahren gezeigt, dass der
Systemwechsel mit der Demokratisierung keineswegs er-
ledigt ist. Vielmehr ist der Weg zur institutionalisierten und
konsolidierten Demokratie häufig problembeladen und
langwierig, und der Zielpunkt ist oftmals unsicher. Noch
vor der Ökonomie und der Soziologie ist es vor allem die
Politikwissenschaft und die politikwissenschaftliche
Regionalforschung, die sich herausgefordert fühlen müs-
sen, Verlauf und Ursachen der politischen Systemwechsel
zu erklären, die Konsolidierungschancen der jungen De-
mokratien herauszuarbeiten und die spezifischen Proble-
me demokratischen Regierens in jungen Transformations-
systemen zu durchleuchten. Dies gilt unvermindert auch
zu Beginn des 21. Jahrhunderts.

Gleichwohl wissen wir, dass empirische Forschungstrends
und Theorieentwicklungen gleichermassen wissenschaft-
lichen Konjunkturzyklen folgen. Dies gilt nicht zuletzt für
die politikwissenschaftliche Systemwechselforschung.
Während das Forschungsinteresse der „Transitologen“
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in den 50er und 60er Jahren auf die strukturellen Erforder-
nisse der Entwicklung zur Demokratie gerichtet war,
schwenkte die Aufmerksamkeit im folgenden Jahrzehnt auf
die Frage nach den Ursachen für die Entwicklung zur Au-
tokratie. Eine weitere Dekade später wurde die alte For-
schungsfrage in veränderter Form erneut aufgegriffen, nun
vor allem mit handlungstheoretischem Rüstzeug. In den
90er Jahren trat die Beschäftigung mit Ursachen, Bedin-
gungen und Modellen der Konsolidierung junger Demo-
kratien in den Vordergrund.

Der Verlauf dieses Konjunkturzyklus folgte offensichtlich
den politischen Gezeiten. Unter Rückgriff auf Samuel
Huntingtons drei Demokratisierungswellen kann festge-
stellt werden, dass jede Welle und jede Gegenwelle der
Transformationsforschung eine neue Richtung gab. Die
erste und zweite Demokratisierungswelle der 40er bis frü-
hen 60er Jahre bildeten den empirischen Hintergrund für
die modernisierungstheoretische Debatte um Seymour
Martin Lipset u.a. Die Forschung der 70er Jahre war
wiederum wesentlich durch eine wenige Jahre zuvor ein-
setzende autokratische Gegenwelle beeinflusst, in deren
Verlauf in Afrika, Lateinamerika und dem pazifischen Asi-
en eine ganze Reihe autoritärer „Rückschläge“ zu verzeich-
nen waren. Der Breakdown of Democratic Regimes1 wur-
de zum Fokus der Transformationsforschung. Auf dem
Höhepunkt der Beschäftigung mit den Ursachen des
Entstehens „nicht-demokratischer“ Regime entfaltete die
dritte Demokratisierungswelle ihre Dynamik. Sie bildete den
Auslöser für den Aufstieg der „Transitology“ zu einer
„Protowissenschaft der Demokratisierung“, zu der sich mit
dem Abflauen der letzten großen Demokratisierungswelle
des 20. Jahrhunderts die „Consolidology“ gesellte2.

Verbunden damit war eine institutionelle Wende in der
Transitionsforschung. Die institutionelle Variable wurde
in den Studien zur Konsolidierung neuer Demokratien in-
sofern relevant, als der institutionelle Kontext der Break-
down-Studie quasi spiegelbildlich für die Konsolidierungs-
sequenz nutzbar wurde: Was bislang als negativer institu-
tioneller Faktor identifiziert werden konnte, da es den Zu-
sammenbruch demokratischer Regime begünstigte, wurde
nun von der anderen Seite betrachtet: Institutionelle Kon-
struktionen wurden positiv beurteilt, wenn sie demokrati-
sche Zusammenbrüche nicht begünstigt hatten. Seinen
optimistischen Ausdruck fand dieser Ansatz in der Sicht-
weise, dass Demokratien – trotz ungünstiger ökonomischer
und soziokultureller Kontextbedingungen – „gemacht“
werden könnten. Sofern ein günstiges oder optimales in-
stitutionelles Design gewählt würde, würde dies der
Demokratisierung eine Art institutionellen Eigenantrieb
verleihen. Die zentrale Forschungsfrage lautet hier also:
Wie lassen sich Systemwechsel institutionell bändigen,
die Handlungskontingenzen der Akteure begrenzen und
positive Anreize für den Wechsel zur (liberalen) Demokra-
tie gestalten?
In den ersten beiden Phasen der Demokratisierungs-
forschung wurde meist mehr implizit als explizit davon aus-
gegangen, dass jungen Demokratien im Wesentlichen zwei

Entwicklungswege offenstehen: zurück in die autoritäre
Vergangenheit oder vorwärts in die Zukunft der gefestig-
ten liberalen Demokratie. Im Gefolge der Konsolidierungs-
forschung hat die Frage nach den Entwicklungspfaden
und Entwicklungsmöglichkeiten der liberalen Demokratie
eine intensive und fruchtbare Auseinandersetzung mit
Konzepten, Theorien und Modellen für die Erklärung von
erfolgreichen, stockenden oder gescheiterten Prozessen
der Konsolidierung junger Demokratien eingeläutet. In den
letzten Jahren verdichteten sich nun jedoch die empiri-
schen Hinweise darauf, dass die letzte Demokratisierungs-
welle des 20. Jahrhunderts weniger ein Triumph des demo-
kratischen Liberalismus als vielmehr die Erfolgsgeschichte
„defekter“ Demokratien werden könnte. Mit anderen Wor-
ten gewann die Frage (erneut) Relevanz, wohin politische
Systemwechsel führen.

Für eine große Zahl junger Demokratien sind die prägen-
den Fragen der Systemwechselforschung der 80er und 90er
Jahre nach den Ursachen und Verlaufsmustern von Demo-
kratisierungsprozessen, den institutionellen Stützungs-
möglichkeiten demokratischer Transformation, der Rolle
von Parteien, Verbänden, Militär oder Zivilgesellschaft in
den Systemwechseln und nach den politisch-kulturellen
„Unterfütterungen“  weiterhin aktuell. Für die „erfolgrei-
chen“ Systemwechsel des letzten Vierteljahrhunderts hin-
gegen, wie etwa die Mehrzahl der ostmitteleuropäischen
Staaten (Tschechien, Ungarn, Polen, Litauen und Estland)
oder Taiwan, haben diese „klassischen“ Fragen der System-
wechselforschung sicherlich an Relevanz verloren. Das
Forschungsthema fächert sich für diese Fälle zunehmend
in Richtung auf Untersuchungsgebiete aus, wie sie auch
von der allgemeinen Vergleichenden Politikwissenschaft
für die etablierten Demokratien der OECD-Welt diskutiert
werden. Gleichwohl bildet der Systemwechsel hier
weiterhin eine spezifische Kontextvariable. Daher rückt in
den letzten Jahren in der Systemwechselforschung zuneh-
mend eine Forschungsfrage stärker in den Mittelpunkt,
die in ihrer Perspektivenwahl einen neuen Trend wider-
spiegelt: die Frage nach den sozialen und gesellschaftli-
chen Auswirkungen des politischen Wandels zur Demo-
kratie und nach den wirtschaftlichen und sozialen
Sekundäreffekten des Systemwechsels.

Systemwechselforschung hat auch in Deutschland eine
lange Tradition, die bis in die 60er Jahre zurückreicht,
wenngleich sie damals anders genannt wurde. Auch in der
Bundesrepublik ist dieser Forschungsstrang vor allem in
den 90er Jahren in den Rang einer boomenden Wissen-
schaftssparte aufgestiegen. In der deutschen Politik-
wissenschaft hat sich unter anderem der Arbeitskreis
„Systemwechsel“ innerhalb der Deutschen Vereinigung für
Politikwissenschaft (DVPW) seit seiner Gründung 1993 mit
dieser wissenschaftlichen Aufgabe beschäftigt. An der
Tagungs- und Publikationstätigkeit des Arbeitskreises lässt
sich anschaulich und ohne Anspruch auf Vollständigkeit
die Entwicklung der Themenstellungen in der deutsch-
sprachigen Transformationsforschung aufzeigen. In
insgesamt sieben Tagungen und sechs Publikationen hat
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sich der Arbeitskreis mit unterschiedlichen Ausschnitten
aus dem Forschungsthema beschäftigt. Während am An-
fang die Beschäftigung mit Theorien und Konzepten der
Transformationsforschung stand3, wurden in den darauf
folgenden Jahren Probleme der Institutionenbildung4, die
Rolle der politischen und gesellschaftlichen Akteure wie
Parteien5, Verbände6 und Zivilgesellschaft7 diskutiert. Der
neue Skeptizismus in der Systemwechselforschung hat
auch in der Tätigkeit des Arbeitskreises seine Spuren hin-
terlassen. Die Frage der verzögerten oder gescheiterten
Systemtransformationen und das Entstehen hybrider Re-
gime8 waren ebenso Thema wie die Frage nach den Vor-
aussetzungen erfolgreicher Demokratisierung in den für
jede politische Ordnung, insbesondere aber für Demokra-
tien zentralen Bereichen der Staatlichkeit und Nations-
bildung9. Die Annäherung der Forschungsthemen der
Systemwechselforschung an die Fragestellungen der all-
gemeinen Vergleichenden Politikwissenschaft zeigt sich
deutlich im Perspektivenwandel von der Betrachtung der
Auswirkungen von ökonomischen, politischen, kulturel-
len und internationalen Prozessen auf die Chancen demo-
kratischer Entwicklung hin zur Beschäftigung mit der Fra-
ge, wie die spezifis chen Herausforderungen und Bedin-
gungen demokratischer Transformation auf das konkrete
Profil der Politikproduktion in jungen Demokratien, etwa im
Bereich der wohlfahrtstaatlichen Politiken, durchschlagen.

Vor allem diese letzte Fragestellung, so kann perspekti-
visch der Blick gewagt werden, wird in den nächsten Jah-
ren die Systemwechselforschung beeinflussen, ohne dass
diese dadurch ihre gewachsene Identität als Forschung
über den Wechsel politischer Ordnungen verlieren wird.

Dr. phil. Aurel Croissant  ist Wissenschaftlicher Assistent
am Institut für Politische Wissenschaft der Ruprecht-
Karls-Universität Heidelberg.

Kontaktadresse: aurel.croissant@urz.uni-heidelberg.de

1 So der Titel eines Buches von Juan Linz und Alfred Stepan
(Hrsg.), The Breakdown of Democratic Regimes, Baltimore
und London (1978).

2 So die ironischen Wortschöpfungen von Phlippe C. Schmitter
und Javier Santiso, „Three Temporal Dimensions to the
Consolidation of Democracy“, in International Political
Science Review 19 (1998) 1, 69–92.

3 Wolfgang Merkel (Hrsg.), Systemwechsel 1: Theorien, An-
sätze und Konzepte der Transitionsforschung, Opladen
(1994).

4 Wolfgang Merkel, Eberhard Sandschneider und Dieter Segert
(Hrsg.), Systemwechsel 2: Die Institutionalisierung der De-
mokratie, Opladen (1996).

5 Wolfgang Merkel (Hrsg.), Systemwechsel 3: Parteien im
Transformationsprozeß, Opladen (1997).

6 Wolfgang Merkel und Eberhard Sandschneider (Hrsg.),
Systemwechsel 4: Die Rolle von Verbänden im
Transformationsprozeß, Opladen (1999).

7 Wolfgang Merkel (Hrsg.), Systemwechsel 5: Zivilgesellschaft
und Transformation, Opladen (2000).

8 Petra Bendel, Aurel Croissant und Friedbert W. Rüb (Hrsg.),
Zwischen Diktatur und Demokratie. Zur Konzeption und
Empirie demokratischer Grauzonen, Opladen (2002).

9 Der siebte Band der Publikationsreihe ist gegenwärtig in der
Vorbereitungsphase. Der Arbeitstitel lautet „Staat und
Staatlichkeit in Systemwechseln“. Als Erscheinungsdatum ist
die zweite Jahreshälfte 2002 avisiert.

Ach, Osteuropa! Oder: Totgesagte leben länger.
Essay über Definition und Wandel eines Raumes

Von Manfred Sapper, Aachen

Der Osten ist auch nicht mehr das, was er mal war. Für die
Christen („ex oriente lux“) kommt das Heil seit 2002 Jahren
aus dem Osten. Für den jungen Ernst Bloch und die Kom-
munisten ging es nicht mehr von Jerusalem aus, sondern
von Moskau („ubi Lenin, ibi Jerusalem“). Erst als die weise
Vorhut des Arbeiter- und Bauernstaats auf deutschem
Boden befand, dass Latein nicht proletarisch genug sei,
hieß es: „Von der Sowjetunion lernen, heißt siegen lernen“.
Aber die Idee blieb dieselbe. Konkurrenzfähig mit der Heils-
erwartung aus dem Osten war immer nur die Unheilser-
wartung als die Kehrseite der Medaille. Der Topos von der
Bedrohung aus dem Osten ist so alt wie die Mongolen
und kriecht mit den Türken vor Wien, der russischen Knu-
te nach dem Wiener Kongress und der militarisierten
Sowjetunion in die Tiefen des kollektiven Unterbewusst-
seins der Westeuropäer.

Das waren schöne Zeiten, als der Ost-West-Konflikt noch
die Welt strukturierte, Gut und Böse noch an ihrem Platz
waren und auch die Farbenlehre noch stimmte. Schwarz
war schwarz und weiß war weiß. Nun ist nichts mehr so,
wie es einst war. Selbst das als Monolith erschienene Ost-
europa mit der UdSSR im Zentrum ist gegen alle Logik der
Totalitarismustheorie auseinander geflogen. Teile des
Raums sind auf dem Weg in die EU. Diese Staaten
„verwestlichen“, während die outs im „Osten“ auf den ko-
gnitiven Landkarten vieler Europäer nach „Osten“ wan-
dern. Im Kaukasus und Zentralasien drohen failed states
zu entstehen. Kurzum: Der Raum ist in Bewegung geraten
und hat das, was Osteuropaforschung einmal war, gehörig
durcheinander gewirbelt und bei dem einen oder anderen
ihrer Repräsentanten Identitätsstörungen verursacht.




